
Insolvenzordnung 
bisherige Rechtslage 

Gesetz zur weiteren Verkürzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens und zur 

Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und 

Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht 
v.22.12.2020 

 

Alexander Elbers Der Paritätische NRW                                                                                                                                                           [1] 

 

 
Die nachfolgende Gegenüberstellung beschränkt sich auf die Änderungen der Insolvenzord-

nung (InsO), des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung (EGInsO), der Insolvenzverwalter-
vergütungsordnung (InsVV) sowie der Verbraucherinsolvenzvformularverordnung (VbrInsFV) 

 

 
 

§ 35 
Begriff der Insolvenzmasse 

(1) Das Insolvenzverfahren erfaßt das gesamte 
Vermögen, das dem Schuldner zur Zeit der Eröff-
nung des Verfahrens gehört und das er während 
des Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse). 
 
(2) Übt der Schuldner eine selbstständige Tätig-
keit aus oder beabsichtigt er, demnächst eine sol-
che Tätigkeit auszuüben, hat der Insolvenzver-
walter ihm gegenüber zu erklären, ob Vermögen 
aus der selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenz-
masse gehört und ob Ansprüche aus dieser Tätig-
keit im Insolvenzverfahren geltend gemacht wer-
den können. § 295 Absatz 2 gilt entsprechend. 
Auf Antrag des Gläubigerausschusses oder, 
wenn ein solcher nicht bestellt ist, der Gläubiger-
versammlung ordnet das Insolvenzgericht die Un-
wirksamkeit der Erklärung an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem 
Gericht gegenüber anzuzeigen. Das Gericht hat 
die Erklärung und den Beschluss über ihre Un-
wirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 
 

 
Änderung der Insolvenzordnung 

§ 35 
Begriff der Insolvenzmasse 

(1) Das Insolvenzverfahren erfaßt das gesamte 
Vermögen, das dem Schuldner zur Zeit der Eröff-
nung des Verfahrens gehört und das er während 
des Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse). 
 
(2) Übt der Schuldner eine selbstständige Tätig-
keit aus oder beabsichtigt er, demnächst eine sol-
che Tätigkeit auszuüben, hat der Insolvenzver-
walter ihm gegenüber zu erklären, ob Vermögen 
aus der selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenz-
masse gehört und ob Ansprüche aus dieser Tätig-
keit im Insolvenzverfahren geltend gemacht wer-
den können. § 295a gilt entsprechend. Auf Antrag 
des Gläubigerausschusses oder, wenn ein sol-
cher nicht bestellt ist, der Gläubigerversammlung 
ordnet das Insolvenzgericht die Unwirksamkeit 
der Erklärung an. 
 
(3) Der Schuldner hat den Verwalter unverzüglich 
über die Aufnahme oder Fortführung einer selb-
ständigen Tätigkeit zu informieren. Ersucht der 
Schuldner den Verwalter um die Freigabe 
einer solchen Tätigkeit, hat sich der Verwalter 
unverzüglich, spätestens nach einem Monat 
zu dem Ersuchen zu erklären. 
 
(4) Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem 
Gericht gegenüber anzuzeigen. Das Gericht hat 
die Erklärung und den Beschluss über ihre Un-
wirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 

 
 

Neunter Teil 
Restschuldbefreiung 

§ 286 Grundsatz 
Ist der Schuldner eine natürliche Person, so wird 
er nach Maßgabe der §§ 287 bis 303 von den im 
Insolvenzverfahren nicht erfüllten Verbindlichkei-
ten gegenüber den Insolvenzgläubigern befreit. 
 
 
 

Änderung der Insolvenzordnung 
Neunter Teil 

Restschuldbefreiung 
§ 286 Grundsatz 

Ist der Schuldner eine natürliche Person, so wird 
er nach Maßgabe der §§ 287 bis 303a von den im  
Insolvenzverfahren nicht erfüllten Verbindlichkei-
ten gegenüber den Insolvenzgläubigern befreit. 
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§ 287 
Antrag des Schuldners 

(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des 
Schuldners voraus, der mit seinem Antrag auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens verbunden wer-
den soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, so ist 
er innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis 
gemäß § 20 Abs. 2 zu stellen. Der Schuldner hat 
dem Antrag eine Erklärung beizufügen, ob ein Fall 
des § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 2 vor-
liegt. Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklä-
rung nach Satz 3 hat der Schuldner zu versichern. 
 
(2) Dem Antrag ist die Erklärung beizufügen, dass 
der Schuldner seine pfändbaren Forderungen auf 
Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder an deren 
Stelle tretende laufende Bezüge für die Zeit von 
sechs Jahren nach der Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens (Abtretungsfrist) an einen vom Gericht 
zu bestimmenden Treuhänder abtritt. 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Vereinbarungen des Schuldners sind insoweit 
unwirksam, als sie die Abtretungserklärung nach 
Absatz 2 vereiteln oder beeinträchtigen würden. 
 
(4) Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen ange-
meldet haben, sind bis zum Schlusstermin zu dem 
Antrag des Schuldners zu hören. 
 

§ 287 
Antrag des Schuldners 

(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des 
Schuldners voraus, der mit seinem Antrag auf Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens verbunden wer-
den soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, so ist 
er innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis 
gemäß § 20 Abs. 2 zu stellen. Der Schuldner hat 
dem Antrag eine Erklärung beizufügen, ob ein Fall 
des § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 2 vor-
liegt. Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklä-
rung nach Satz 3 hat der Schuldner zu versichern. 
 
(2) Dem Antrag ist die Erklärung des Schuldners 
beizufügen, dass dieser seine pfändbaren Forde-
rungen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis o-
der an deren Stelle tretende laufende Bezüge für 
den Zeitraum von drei Jahren nach der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens (Abtretungsfrist) an einen 
vom Gericht zu bestimmenden Treuhänder abtritt. 
Ist dem Schuldner auf Grundlage eines nach dem 
30. September 2020 gestellten Antrags bereits ein-
mal Restschuldbefreiung erteilt worden, so beträgt 
die Abtretungsfrist in einem erneuten Verfahren 
fünf Jahre; der Schuldner hat dem Antrag eine ent-
sprechende Abtretungserklärung beizufügen. 
 
(3) Vereinbarungen des Schuldners sind insoweit 
unwirksam, als sie die Abtretungserklärung nach 
Absatz 2 vereiteln oder beeinträchtigen würden. 
 
(4) Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen an-
gemeldet haben, sind bis zum Schlusstermin zu 
dem Antrag des Schuldners zu hören. 
 

§ 287a 
Entscheidung des Insolvenzgerichts 

(1) Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zuläs-
sig, so stellt das Insolvenzgericht durch Beschluss 
fest, dass der Schuldner Restschuldbefreiung er-
langt, wenn er den Obliegenheiten nach § 295 
nachkommt und die Voraussetzungen für eine Ver-
sagung nach den §§ 290, 297 bis 298 nicht vorlie-
gen. Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu ma-
chen. Gegen den Beschluss steht dem Schuldner 
die sofortige Beschwerde zu. 
 
(2) Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist unzu-
lässig, wenn 

 

§ 287a 
Entscheidung des Insolvenzgerichts 

(1) Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zuläs-
sig, so stellt das Insolvenzgericht durch Beschluss 
fest, dass der Schuldner Restschuldbefreiung er-
langt, wenn er den Obliegenheiten nach  den  
§§ 295 und 295a nachkommt und die Vorausset-
zungen für eine Versagung nach den §§ 290, 297 
bis 298 nicht vorliegen. Der Beschluss ist öffentlich 
bekannt zu machen. Gegen den Beschluss steht 
dem Schuldner die sofortige Beschwerde.  
 
(2) Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist unzu-
lässig, wenn 
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1. dem Schuldner in den letzten zehn Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag Restschuldbefrei-
ung erteilt oder wenn ihm die Restschuldbefrei-
ung in den letzten fünf Jahren vor dem Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach 
diesem Antrag nach § 297 versagt worden ist o-
der 

 
2. dem Schuldner in den letzten drei Jahren vor 

dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag Restschuldbefrei-
ung nach § 290 Absatz 1 Nummer 5, 6 oder 7 o-
der nach § 296 versagt worden ist; dies gilt auch 
im Falle des § 297a, wenn die nachträgliche Ver-
sagung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 Num-
mer 5, 6 oder 7 gestützt worden ist. 

 
In diesen Fällen hat das Gericht dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, den Eröffnungsantrag vor 
der Entscheidung über die Eröffnung zurückzuneh-
men. 

1. dem Schuldner in den letzten elf Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag Restschuldbe-
freiung erteilt oder wenn ihm die Restschuldbe-
freiung in den letzten fünf Jahren vor dem An-
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens o-
der nach diesem Antrag nach § 297 versagt 
worden ist oder 

 
2. dem Schuldner in den letzten drei Jahren vor  

dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens oder nach diesem Antrag Restschuldbefrei-
ung nach § 290 Absatz 1 Nummer 5, 6 oder 7 o-
der nach § 296 versagt worden ist; dies gilt auch 
im Falle des § 297a, wenn die nachträgliche Ver-
sagung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 Num-
mer 5, 6 oder 7 gestützt worden ist. 

 
In diesen Fällen hat das Gericht dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, den Eröffnungsantrag vor 
der Entscheidung über die Eröffnung zurückzu-
nehmen. 
 

§ 295 
Obliegenheiten des Schuldners 

(1) Dem Schuldner obliegt es, in dem Zeitraum 
zwischen Beendigung des Insolvenzverfahrens 
und dem Ende der Abtretungsfrist  
1. 

eine angemessene Erwerbstätigkeit auszu-
üben und, wenn er ohne Beschäftigung ist, 
sich um eine solche zu bemühen und keine 
zumutbare Tätigkeit abzulehnen; 

2. 
Vermögen, das er von Todes wegen oder 
mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht er-
wirbt, zur Hälfte des Wertes an den Treu- 
händer herauszugeben; 

 
 
 
 
 
 
 
3. 

jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der 
Beschäftigungsstelle unverzüglich dem In-
solvenzgericht und dem Treuhänder anzu-
zeigen, keine von der Abtretungserklärung 
erfaßten Bezüge und kein von Nummer 2 
erfaßtes Vermögen zu verheimlichen und 

§ 295 
Obliegenheiten des Schuldners 

(1) Dem Schuldner obliegt es, in dem Zeitraum 
zwischen Beendigung des Insolvenzverfahrens 
und dem Ende der Abtretungsfrist  
1.  

eine angemessene Erwerbstätigkeit aus-
zuüben und, wenn er ohne Beschäftigung 
ist, sich um eine solche zu bemühen und 
keine zumutbare Tätigkeit abzulehnen; 

2. 
Vermögen, das er von Todes wegen oder 
mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht o-
der durch Schenkung erwirbt, zur Hälfte 
des Wertes sowie Vermögen, das er als 
Gewinn in einer Lotterie, Ausspielung oder 
in einem anderen Spiel mit Gewinnmög-
lichkeit erwirbt, zum vollen Wert an den 
Treuhänder herauszugeben; von der Her-
ausgabepflicht sind gebräuchliche Gele-
genheitsgeschenke und Gewinne von ge-
ringem Wert ausgenommen; 

3. 
jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der 
Beschäftigungsstelle unverzüglich dem In-
solvenzgericht und dem Treuhänder anzu-
zeigen, keine von der Abtretungserklärung 
erfaßten Bezüge und kein von Nummer 2 
erfaßtes Vermögen zu verheimlichen und 
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dem Gericht und dem Treuhänder auf Ver-
langen Auskunft über seine Erwerbstätig-
keit oder seine Bemühungen um eine sol-
che sowie über seine Bezüge und sein Ver-
mögen zu erteilen; 

4. 
Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenz-
gläubiger nur an den Treuhänder zu leisten 
und keinem Insolvenzgläubiger einen Son-
dervorteil zu verschaffen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätig-
keit ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubiger 
durch Zahlungen an den Treuhänder so zu stel-
len, wie wenn er ein angemessenes Dienstver-
hältnis eingegangen wäre. 
 

dem Gericht und dem Treuhänder auf Ver-
langen Auskunft über seine Erwerbstätig-
keit oder seine Bemühungen um eine sol-
che sowie über seine Bezüge und sein 
Vermögen zu erteilen; 

4. 
Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenz-
gläubiger nur an den Treuhänder zu leis-
ten und keinem Insolvenzgläubiger einen 
Sondervorteil zu verschaffen. 

5. 
keine unangemessenen Verbindlichkeiten 
im Sinne des § 290 Absatz 1 Nummer 4 
zu begründen. 

 
Auf Antrag des Schuldners stellt das Insolvenzge-
richt fest, ob ein Vermögenserwerb nach Satz 1 
Nummer 2 von der Herausgabeobliegenheit aus-
genommen ist. 
 
(2) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätig-
keit ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubiger 
durch Zahlungen an den Treuhänder so zu stel-
len, wie wenn er ein angemessenes Dienstver-
hältnis eingegangen wäre. 

 295a 
Obliegenheiten des 

Schuldners bei selbständiger Tätigkeit 
(1) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätig-
keit ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubiger 
durch Zahlungen an den Treuhänder so zu stel-
len, als wenn er ein angemessenes Dienstverhält-
nis eingegangen wäre. Die Zahlungen sind kalen-
derjährlich bis zum 31. Januar des Folgejahres zu 
leisten. 
 
(2) Auf Antrag des Schuldners stellt das Gericht 
den Betrag fest, der den Bezügen aus dem nach 
Absatz 1 zugrunde zu legenden Dienstverhältnis 
entspricht. Der Schuldner hat die Höhe der Be-
züge, die er aus einem angemessenen Dienstver-
hältnis erzielen könnte, glaubhaft zu machen. Der 
Treuhänder und die Insolvenzgläubiger sind vor 
der Entscheidung anzuhören. Gegen die Ent-
scheidung steht dem Schuldner und jedem Insol-
venzgläubiger die sofortige Beschwerde zu.“ 
 

§ 296 
Verstoß gegen Obliegenheiten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe-
freiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 

§ 296 
Verstoß gegen Obliegenheiten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuld-
befreiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
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wenn der Schuldner in dem Zeitraum zwischen Be-
endigung des Insolvenzverfahrens und dem Ende 
der Abtretungsfrist eine seiner Obliegenheiten ver-
letzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenz-
gläubiger beeinträchtigt; dies gilt nicht, wenn den 
Schuldner kein Verschulden trifft. Der Antrag kann 
nur binnen eines Jahres nach dem Zeitpunkt ge- 
stellt werden, in dem die Obliegenheitsverletzung 
dem Gläubiger bekanntgeworden ist. Er ist nur zu-
lässig, wenn die Voraussetzungen der Sätze 1 und 
2 glaubhaft gemacht werden. 
 
 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind der 
Treuhänder, der Schuldner und die Insolvenzgläu-
biger zu hören. Der Schuldner hat über die Erfül-
lung seiner Obliegenheiten Auskunft zu erteilen 
und, wenn es der Gläubiger beantragt, die Richtig-
keit dieser Auskunft an Eides Statt zu versichern. 
Gibt er die Auskunft oder die eidesstattliche Versi-
cherung ohne hinreichende Entschuldigung nicht 
innerhalb der ihm gesetzten Frist ab oder erscheint 
er trotz ordnungsgemäßer Ladung ohne hinrei-
chende Entschuldigung nicht zu einem Termin, 
den das Gericht für die Erteilung der Auskunft oder 
die eidesstattliche Versicherung anberaumt hat, so 
ist die Restschuldbefreiung zu versagen. 
 
 
(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antragstel-
ler und dem Schuldner die sofortige Beschwerde 
zu. Die Versagung der Restschuldbefreiung ist öf-
fentlich bekanntzumachen. 

wenn der Schuldner in dem Zeitraum zwischen 
Beendigung des Insolvenzverfahrens und dem 
Ende der Abtretungsfrist eine seiner Obliegenhei-
ten verletzt und dadurch die Befriedigung der In-
solvenzgläubiger beeinträchtigt; dies gilt nicht, 
wenn den Schuldner kein Verschulden trifft; im 
Fall des § 295 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 bleibt 
einfache Fahrlässigkeit außer Betracht. Der An-
trag kann nur binnen eines Jahres nach dem Zeit-
punkt gestellt werden, in dem die Obliegenheits-
verletzung dem Gläubiger bekanntgeworden ist. 
Er ist nur zulässig, wenn die Voraussetzungen 
der Sätze 1 und 2 glaubhaft gemacht werden. 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind 
der Treuhänder, der Schuldner und die Insolvenz-
gläubiger zu hören. Der Schuldner hat über die 
Erfüllung seiner Obliegenheiten Auskunft zu ertei-
len und, wenn es der Gläubiger beantragt, die 
Richtigkeit dieser Auskunft an Eides Statt zu ver-
sichern. Gibt er die Auskunft oder die eidesstattli-
che Versicherung ohne hinreichende Entschuldi-
gung nicht innerhalb der ihm gesetzten Frist ab o-
der erscheint er trotz ordnungsgemäßer Ladung 
ohne hinreichende Entschuldigung nicht zu einem 
Termin, den das Gericht für die Erteilung der Aus-
kunft oder die eidesstattliche Versicherung anbe-
raumt hat, so ist die Restschuldbefreiung zu ver-
sagen. 
 
(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antrag-
steller und dem Schuldner die sofortige Be-
schwerde zu. Die Versagung der Restschuldbe-
freiung ist öffentlich bekanntzumachen. 
 

§ 300 
Entscheidung über die Restschuldbefreiung 

(1) Das Insolvenzgericht entscheidet nach Anhö-
rung der Insolvenzgläubiger, des Insolvenzver-
walters oder Treuhänders und des Schuldners 
durch Beschluss über die Erteilung der Rest-
schuldbefreiung, wenn die Abtretungsfrist ohne 
vorzeitige Beendigung verstrichen ist. Hat der 
Schuldner die Kosten des Verfahrens berichtigt, 
entscheidet das Gericht auf seinen Antrag, wenn  
1. 

im Verfahren kein Insolvenzgläubiger eine 
Forderung angemeldet hat oder wenn die 
Forderungen der Insolvenzgläubiger be-
friedigt sind und der Schuldner die sonsti-
gen Masseverbindlichkeiten berichtigt hat, 

2. 

§ 300 
Entscheidung über die Restschuldbefreiung 

(1) Das Insolvenzgericht entscheidet nach dem 
regulären Ablauf der Abtretungsfrist über die Er-
teilung der Restschuldbefreiung. Der Beschluss 
ergeht nach Anhörung der Insolvenzgläubiger, 
des Insolvenzverwalters oder Treuhänders und 
des Schuldners. 
Eine nach Satz 1 erteilte Restschuldbefreiung 
gilt als mit Ablauf der Abtretungsfrist erteilt. 
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drei Jahre der Abtretungsfrist verstrichen 
sind und dem Insolvenzverwalter oder 
Treuhänder innerhalb dieses Zeitraums 
ein Betrag zugeflossen ist, der eine Befrie-
digung der Forderungen der Insolvenz-
gläubiger in Höhe von mindestens 35 Pro-
zent ermöglicht, oder 

3. 
fünf Jahre der Abtretungsfrist verstrichen 
sind. 

Satz 1 gilt entsprechend. Eine Forderung wird bei 
der Ermittlung des Prozentsatzes nach Satz 2 
Nummer 2 berücksichtigt, wenn sie in das 
Schlussverzeichnis aufgenommen wurde. Fehlt 
ein Schlussverzeichnis, so wird eine Forderung 
berücksichtigt, die als festgestellt gilt oder deren 
Gläubiger entsprechend § 189 Absatz 1 Feststel-
lungsklage erhoben oder das Verfahren in dem 
früher anhängigen Rechtsstreit aufgenommen 
hat. 
 
(2) In den Fällen von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 
ist der Antrag nur zulässig, wenn Angaben ge-
macht werden über die Herkunft der Mittel, die an 
den Treuhänder geflossen sind und die über die 
Beträge hinausgehen, die von der Abtretungser-
klärung erfasst sind. Der Schuldner hat zu erklä-
ren, dass die Angaben nach Satz 1 richtig und 
vollständig sind. Das Vorliegen der Voraussetzun-
gen von Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 ist vom 
Schuldner glaubhaft zu machen. 
 
 
 
(3) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuld-
befreiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
wenn die Voraussetzungen des § 290 Absatz 1, 
des § 296 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3, des   § 
297 oder des § 297a vorliegen, oder auf Antrag 
des Treuhänders, wenn die Voraussetzungen des 
§ 298 vorliegen. 
 
(4) Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu ma-
chen. Gegen den Beschluss steht dem Schuldner 
und jedem Insolvenzgläubiger, der bei der Anhö-
rung nach Absatz 1 die Versagung der Restschuld-
befreiung beantragt oder der das Nichtvorliegen 
der Voraussetzungen einer vorzeitigen Rest-
schuldbefreiung nach Absatz 1 Satz 2 geltend ge-
macht hat, die sofortige Beschwerde zu. Wird 
Restschuldbefreiung nach Absatz 1 Satz 2 erteilt, 
gelten die §§ 299 und 300a entsprechend. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Wurden im Insolvenzverfahren keine Forde-
rungen angemeldet oder sind die Insolvenzforde-
rungen befriedigt worden und hat der Schuldner 
die Kosten des Verfahrens und die sonstigen 
Masseverbindlichkeiten berichtigt, so entscheidet 
das Gericht auf Antrag des Schuldners schon vor 
Ablauf der Abtretungsfrist über die Erteilung der 
Restschuldbefreiung. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Satz 1 ist vom Schuldner glaubhaft zu machen. 
Wird die Restschuldbefreiung nach Satz 1 erteilt, 
so gelten die §§ 299 und 300a entsprechend. 
 
(3) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuld-
befreiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 
wenn die Voraussetzungen des § 290 Absatz 1, 
des § 296 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3, des  
§ 297 oder des § 297a vorliegen, oder auf Antrag 
des Treuhänders, wenn die Voraussetzungen des 
§ 298 vorliegen. 
 
(4) Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu ma-
chen. Gegen den Beschluss steht dem Schuldner 
und jedem Insolvenzgläubiger, der bei der Anhö-
rung nach Absatz 1 oder Absatz 2 die Versagung 
der Restschuldbefreiung beantragt oder der das 
Nichtvorliegen der Voraussetzungen einer vorzei-
tigen Restschuldbefreiung nach Absatz 2 geltend 
gemacht hat, die sofortige Beschwerde zu. 
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§ 300a 
Neuerwerb im laufenden Insolvenzverfahren 

(1) Wird dem Schuldner Restschuldbefreiung er-
teilt, gehört das Vermögen, das der Schuldner 
nach Ende der Abtretungsfrist oder nach Eintritt 
der Voraussetzungen des § 300 Absatz 1 Satz 2 
erwirbt, nicht mehr zur Insolvenzmasse. Satz 1 
gilt nicht für Vermögensbestandteile, die auf 
Grund einer Anfechtung des Insolvenzverwalters 
zur Insolvenzmasse zurückgewährt werden oder 
die auf Grund eines vom Insolvenzverwalter ge-
führten Rechtsstreits oder auf Grund Verwer-
tungshandlungen des Insolvenzverwalters zur In-
solvenzmasse gehören. 
 
(2) Bis zur rechtskräftigen Erteilung der Rest-
schuldbefreiung hat der Verwalter den Neuer-
werb, der dem Schuldner zusteht, treuhänderisch 
zu vereinnahmen und zu verwalten. Nach rechts-
kräftiger Erteilung der Restschuldbefreiung findet 
die Vorschrift des § 89 keine Anwendung. Der In-
solvenzverwalter hat bei Rechtskraft der Erteilung 
der Restschuldbefreiung dem Schuldner den 
Neuerwerb herauszugeben und über die Verwal-
tung des Neuerwerbs Rechnung zu legen. 
 
(3) Der Insolvenzverwalter hat für seine Tätigkeit 
nach Absatz 2, sofern Restschuldbefreiung 
rechtskräftig erteilt wird, gegenüber dem Schuld-
ner Anspruch auf Vergütung und auf Erstattung 
angemessener Auslagen. § 293 gilt entspre-
chend. 

§ 300a 
Neuerwerb im laufenden Insolvenzverfahren 

(1) Wird dem Schuldner Restschuldbefreiung er-
teilt, gehört das Vermögen, das der Schuldner 
nach Ende der Abtretungsfrist oder nach Eintritt 
der Voraussetzungen des § 300 Absatz 2 Satz 1 
erwirbt, nicht mehr zur Insolvenzmasse. Satz 1 
gilt nicht für Vermögensbestandteile, die auf 
Grund einer Anfechtung des Insolvenzverwalters 
zur Insolvenzmasse zurückgewährt werden oder 
die auf Grund eines vom Insolvenzverwalter ge-
führten Rechtsstreits oder auf Grund Verwer-
tungshandlungen des Insolvenzverwalters zur In-
solvenzmasse gehören. 
 
(2) Bis zur rechtskräftigen Erteilung der Rest-
schuldbefreiung hat der Verwalter den Neuer-
werb, der dem Schuldner zusteht, treuhänderisch 
zu vereinnahmen und zu verwalten. Nach rechts-
kräftiger Erteilung der Restschuldbefreiung findet 
die Vorschrift des § 89 keine Anwendung. Der In-
solvenzverwalter hat bei Rechtskraft der Erteilung 
der Restschuldbefreiung dem Schuldner den 
Neuerwerb herauszugeben und über die Verwal-
tung des Neuerwerbs Rechnung zu legen. 
 
(3) Der Insolvenzverwalter hat für seine Tätigkeit 
nach Absatz 2, sofern Restschuldbefreiung 
rechtskräftig erteilt wird, gegenüber dem Schuld-
ner Anspruch auf Vergütung und auf Erstattung 
angemessener Auslagen. § 293 gilt entspre-
chend. 
 

§ 301 
Wirkung der Restschuldbefreiung 

(1) Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so wirkt 
sie gegen alle Insolvenzgläubiger. Dies gilt auch 
für Gläubiger, die ihre Forderungen nicht ange-
meldet haben. 
 
(2) Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen Mit-
schuldner und Bürgen des Schuldners sowie die 
Rechte dieser Gläubiger aus einer zu ihrer Siche-
rung eingetragenen Vormerkung oder aus einem 
Recht, das im Insolvenzverfahren zur abgeson-
derten Befriedigung berechtigt, werden durch die 
Restschuldbefreiung nicht berührt. Der Schuldner 
wird jedoch gegenüber dem Mitschuldner, dem 
Bürgen oder anderen Rückgriffsberechtigten in 
gleicher Weise befreit wie gegenüber den Insol-
venzgläubigern. 
 

§ 301 
Wirkung der Restschuldbefreiung 

(1) Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so wirkt 
sie gegen alle Insolvenzgläubiger. Dies gilt auch 
für Gläubiger, die ihre Forderungen nicht ange-
meldet haben. 
 
(2) Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen Mit-
schuldner und Bürgen des Schuldners sowie die 
Rechte dieser Gläubiger aus einer zu ihrer Siche-
rung eingetragenen Vormerkung oder aus einem 
Recht, das im Insolvenzverfahren zur abgeson-
derten Befriedigung berechtigt, werden durch die 
Restschuldbefreiung nicht berührt. Der Schuldner 
wird jedoch gegenüber dem Mitschuldner, dem 
Bürgen oder anderen Rückgriffsberechtigten in 
gleicher Weise befreit wie gegenüber den Insol-
venzgläubigern. 
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(3) Wird ein Gläubiger befriedigt, obwohl er auf 
Grund der Restschuldbefreiung keine Befriedi-
gung zu beanspruchen hat, so begründet dies 
keine Pflicht zur Rückgewähr des Erlangten. 

(3) Wird ein Gläubiger befriedigt, obwohl er auf 
Grund der Restschuldbefreiung keine Befriedi-
gung zu beanspruchen hat, so begründet dies 
keine Pflicht zur Rückgewähr des Erlangten. 
 
(4) Ein allein aufgrund der Insolvenz des Schuld-
ners erlassenes Verbot, eine gewerbliche, ge-
schäftliche, handwerkliche oder freiberufliche Tä-
tigkeit aufzunehmen oder auszuüben, tritt mit 
Rechtskraft der Erteilung der Restschuldbefreiung 
außer Kraft. Satz 1 gilt nicht für die Versagung 
und die Aufhebung einer Zulassung zu einer er-
laubnispflichtigen Tätigkeit. 
 

 EG InsO 
Artikel 103k 

Überleitungsvorschrift zu Artikel 2 des Geset-
zes zur weiteren Verkürzung des 

Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und 

Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht 
 
(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Okto-
ber 2020 beantragt worden sind, sind vorbehalt-
lich des Absatzes 2 die bis dahin geltenden Vor-
schriften weiter anzuwenden.  
 
(2) Auf Insolvenzverfahren, die im Zeitraum vom 
17. Dezember 2019 bis einschließlich 30. Sep-
tember 2020 beantragt worden sind, verkürzt sich 
die Abtretungsfrist im Sinne des § 287 Absatz 2 
der Insolvenzordnung für jeden vollen Monat, der 
seit dem 16. Juli 2019 bis zur Stellung des Insol-
venzantrages vergangen ist, um denselben Zeit-
raum. Demgemäß beträgt die Abtretungsfrist: 
 
Datum der Stellung des 
Insolvenzantrages:  

Abtretungsfrist:  

zwischen dem 17. Dezember 
2019 und 16. Januar 2020  

fünf Jahre und sieben Mo-
nate  

zwischen dem 17. Januar 
2020 und 16. Februar 2020  

fünf Jahre und sechs Mo-
nate  

zwischen dem 17. Februar 
2020 und 16. März 2020  

fünf Jahre und fünf Monate  

zwischen dem 17. März 2020 
und 16. April 2020  

fünf Jahre und vier Monate  

zwischen dem 17. April 2020 
und 16. Mai 2020  

fünf Jahre und drei Monate  

zwischen dem 17. Mai 2020 
und 16. Juni 2020  

fünf Jahre und zwei Mo-
nate  

zwischen dem 17. Juni 2020 
und 16. Juli 2020  

fünf Jahre und ein Monat  

zwischen dem 17. Juli 2020 
und 16. August 2020  

fünf Jahre  
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zwischen dem 17. August 
2020 und 16. September 
2020  

vier Jahre und elf Monate  

zwischen dem 17. September 
2020 und 30. September 
2020  

vier Jahre und zehn Mo-
nate.  

 
In Verfahren nach Satz 1 ist eine in der Abtre-
tungserklärung erklärte, anderslautende Abtre-
tungsfrist insoweit unbeachtlich.  
 
(3) Wurde dem Schuldner letztmalig nach den bis 
einschließlich 30. September 2020 geltenden Vor-
schriften eine Restschuldbefreiung erteilt, so ist § 
287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Insolvenzord-
nung in der bis einschließlich 30. September 2020 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. 
 
(4) Wird ein Antrag auf Eröffnung eines Verbrau-
cherinsolvenzverfahrens zwischen dem 31. De-
zember 2020 und dem 30. Juni 2021 gestellt, ge-
nügt die vom Schuldner vorzulegende Bescheini-
gung auch dann den in § 305 Absatz 1 Nummer 1 
der Insolvenzordnung genannten Anforderungen, 
wenn sich aus ihr ergibt, dass eine außergerichtli-
che Einigung mit den Gläubigern über die Schul-
denbereinigung auf der Grundlage eines Plans in-
nerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Eröff-
nungsantrag erfolgslos versucht  worden ist. 
 

 Artikel 103l 
Überleitungsvorschrift zu Artikel 6 des  
Gesetzes zur weiteren Verkürzung des 

Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und 

Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht 
 
Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 31.Dezem-
ber 2020 beantragt worden sind, sind die bis da-
hin geltenden Vorschriften weiter anzuwenden. 

 

 

 
Artikel 107a 

Evaluationsvorschrift zum Gesetz zur weiteren 
Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens und zur Anpassung pandemiebedingter 
Vorschriften im Gesellschafts-, Genossen-

schafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im 
Miet- und Pachtrecht 

 
(1) Die Bundesregierung berichtet dem Deut-
schen Bundestag bis zum 30. Juni 2024, wie sich 
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die Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens auf das Antrags-, Zahlungs- und Wirtschafts-
verhalten von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern ausgewirkt hat. Der Bericht geht auch auf 
etwaige Hindernisse ein, die von den bestehen-
den Möglichkeiten der Speicherung insolvenzbe-
zogener Informationen durch Auskunfteien für ei-
nen wirtschaftlichen Neustart nach Erteilung der 
Restschuldbefreiung ausgehen. 
 
(2) Sofern sich aus dem Bericht die Notwendigkeit 
gesetzgeberischer Maßnahmen ergibt, soll die 
Bundesregierung diese vorschlagen. 

 

 
 

InsVV 
§ 1 

Berechnungsgrundlage 
(1) Die Vergütung des Insolvenzverwalters wird 
nach dem Wert der Insolvenzmasse berechnet, auf 
die sich die Schlussrechnung bezieht. Wird das 
Verfahren nach Bestätigung eines Insolvenzplans 
aufgehoben oder durch Einstellung vorzeitig been-
det, so ist die Vergütung nach dem Schätzwert der 
Masse zur Zeit der Beendigung des Verfahrens zu 
berechnen. 
 
(2) Die maßgebliche Masse ist im Einzelnen wie 
folgt zu bestimmen: 
 
1. Massegegenstände, die mit Absonderungs-
rechten belastet sind, werden berücksichtigt, 
wenn sie durch den Verwalter verwertet werden. 
Der Mehrbetrag der Vergütung, der auf diese Ge-
genstände entfällt, darf jedoch 50 vom Hundert 
des Betrages nicht übersteigen, der für die Kos-
ten ihrer Feststellung in die Masse geflossen ist. 
Im Übrigen werden die mit Absonderungsrechten 
belasteten Gegenstände nur insoweit berücksich-
tigt, als aus ihnen der Masse ein Überschuss zu-
steht. 
 
2. Werden Aus- und Absonderungsrechte abge-
funden, so wird die aus der Masse hierfür ge-
währte Leistung vom Sachwert der Gegenstände 
abgezogen, auf die sich diese Rechte erstreckten. 
 
3. Steht einer Forderung eine Gegenforderung 
gegenüber, so wird lediglich der Überschuss be-
rücksichtigt, der sich bei einer Verrechnung 
ergibt. 

Änderung der Insolvenzrechtlichen 
Vergütungsverordnung 

InsVV 
§ 1 

Berechnungsgrundlage 
(1) Die Vergütung des Insolvenzverwalters wird 
nach dem Wert der Insolvenzmasse berechnet, 
auf die sich die Schlussrechnung bezieht. Wird 
das Verfahren nach Bestätigung eines Insolvenz-
plans aufgehoben oder durch Einstellung vorzeitig 
beendet, so ist die Vergütung nach dem Schätz-
wert der Masse zur Zeit der Beendigung des Ver-
fahrens zu berechnen. 
 
(2) Die maßgebliche Masse ist im Einzelnen wie 
folgt zu bestimmen: 
 
1. Massegegenstände, die mit Absonderungs-
rechten belastet sind, werden berücksichtigt, 
wenn sie durch den Verwalter verwertet werden. 
Der Mehrbetrag der Vergütung, der auf diese Ge-
genstände entfällt, darf jedoch 50 vom Hundert 
des Betrages nicht übersteigen, der für die Kos-
ten ihrer Feststellung in die Masse geflossen ist. 
Im Übrigen werden die mit Absonderungsrechten 
belasteten Gegenstände nur insoweit berücksich-
tigt, als aus ihnen der Masse ein Überschuss zu-
steht. 
 
2. Werden Aus- und Absonderungsrechte abge-
funden, so wird die aus der Masse hierfür ge-
währte Leistung vom Sachwert der Gegenstände 
abgezogen, auf die sich diese Rechte erstreckten. 
 
3. Steht einer Forderung eine Gegenforderung 
gegenüber, so wird lediglich der Überschuss be-
rücksichtigt, der sich bei einer Verrechnung 
ergibt. 
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4. Die Kosten des Insolvenzverfahrens und die 
sonstigen Masseverbindlichkeiten werden nicht 
abgesetzt. Es gelten jedoch folgende Ausnah-
men: 
 
a) Beträge, die der Verwalter nach § 5 als Vergü-
tung für den Einsatz besonderer Sachkunde er-
hält, werden abgezogen. 
 
b) Wird das Unternehmen des Schuldners fortge-
führt, so ist nur der Überschuss zu berücksichti-
gen, der sich nach Abzug der Ausgaben von den 
Einnahmen ergibt. 
 
5. Ein Vorschuss, der von einer anderen Person 
als dem Schuldner zur Durchführung des Verfah-
rens geleistet worden ist, und ein Zuschuss, den 
ein Dritter zur Erfüllung eines Insolvenzplans ge-
leistet hat, bleiben außer Betracht. 

 
4. Die Kosten des Insolvenzverfahrens und die 
sonstigen Masseverbindlichkeiten werden nicht 
abgesetzt. Es gelten jedoch folgende Ausnah-
men: 
 
a) Beträge, die der Verwalter nach § 5 als Vergü-
tung für den Einsatz besonderer Sachkunde er-
hält, werden abgezogen. 
 
b) Wird das Unternehmen des Schuldners fortge-
führt, so ist nur der Überschuss zu berücksichti-
gen, der sich nach Abzug der Ausgaben von den 
Einnahmen ergibt. 
 
5. Ein Vorschuss, der von einer anderen Person 
als dem Schuldner zur Durchführung des Verfah-
rens geleistet worden ist, und ein Zuschuss, den 
ein Dritter zur Erfüllung eines Insolvenzplans oder 
zum Zweck der Erteilung der Restschuldbefreiung 
vor Ablauf der Abtretungsfrist geleistet hat, blei-
ben außer Betracht. 
 

InsVV 
§ 19 

Übergangsregelung 
(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Januar 
2004 eröffnet wurden, sind die Vorschriften dieser 
Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten der Ver-
ordnung vom 4. Oktober 2004 (BGBl. I S. 2569) 
am 7. Oktober 2004 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 
 
(2) Auf Vergütungen aus vorläufigen Insolvenz-
verwaltungen, die zum 29. Dezember 2006 be-
reits rechtskräftig abgerechnet sind, sind die bis 
zum Inkrafttreten der Zweiten Verordnung zur Än-
derung der Insolvenzrechtlichen Vergütungsver-
ordnung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 
3389) geltenden Vorschriften anzuwenden. 
 
(3) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. März 
2012 beantragt worden sind, sind die Vorschriften 
dieser Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
2582) am 1. März 2012 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 
 
(4) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 
2014 beantragt worden sind, sind die Vorschriften 
dieser Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2379) 

InsVV 
§ 19 

Übergangsregelung 
(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Januar 
2004 eröffnet wurden, sind die Vorschriften dieser 
Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten der Ver-
ordnung vom 4. Oktober 2004 (BGBl. I S. 2569) 
am 7. Oktober 2004 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 
 
(2) Auf Vergütungen aus vorläufigen Insolvenz-
verwaltungen, die zum 29. Dezember 2006 be-
reits rechtskräftig abgerechnet sind, sind die 
bis zum Inkrafttreten der Zweiten Verordnung zur 
Änderung der Insolvenzrechtlichen Vergütungs-
verordnung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 
3389) geltenden Vorschriften anzuwenden. 
 
(3) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. März 
2012 beantragt worden sind, sind die Vorschriften 
dieser Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 
2582) am 1. März 2012 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 
 
(4) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 
2014 beantragt worden sind, sind die Vorschriften 
dieser Verordnung in ihrer bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2379) 
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am 1. Juli 2014 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden. 

am 1. Juli 2014 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden. 
 
(5) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Okto-
ber 2020 beantragt worden sind, sind die Vor-
schriften dieser Verordnung in ihrer bis dahin gel-
tenden Fassung weiter anzuwenden. 

 
 

 Änderung der Verbraucherinsolvenzformular-
verordnung (VbrInsFV) 

§ 2a 
Übergangsregelung 

Wird ein Antrag auf Eröffnung eines Verbrau-
cherinsolvenzverfahrens zwischen dem 1. Okto-
ber 2020 und dem 31. März 2021 gestellt, können 
die in der Anlage zur Verbraucherinsolvenzformu-
larverordnung in der Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Verbraucherinsolvenzvordruckver-
ordnung vom 23. Juni 2014 (BGBl. I S. 825) vor-
gesehenen Formulare weiterhin verwendet wer-
den. Wird von der in Satz 1 genannten Möglich-
keit Gebrauch gemacht, ist eine in der Abtre-
tungserklärung erklärte, von § 287 Absatz 2 der 
Insolvenzordnung in der Fassung des Gesetzes 
zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefrei-
ungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebe-
dingter Vorschriften im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht 
sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 
2020 (BGBl. I S. 3328) abweichende anderslau-
tende Abtretungsfrist nach Maßgabe von § 2 
Nummer 1 zu berichtigen. 
 
Die Anlage wird wie folgt geändert: 
 
a) Im Formular des Antrags auf Eröffnung des In-
solvenzverfahrens Seite 2 Nummer V. werden im 
Text der Versicherung die Wörter „Buchstabe b 
und c.“ gestrichen. 
 
b) Im Formular der Anlage 1 zum Eröffnungsan-
trag wird im Angabefeld „Geschlecht“ nach der 
Angabe „□ weiblich“ die Angabe „□ divers“ einge-
fügt. 
 
c) Im Formular der Anlage 3 zum Eröffnungsan-
trag Seite 1 Nummer II. werden im Text der Abtre-
tungserklärung die Wörter „Zeit von sechs Jahren 
nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Abtre-
tungsfrist)“ durch die Wörter „Dauer der Abtre-
tungsfrist nach § 287 Abs. 2 InsO“ ersetzt. 
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 d) Das Hinweisblatt zu den Formularen für das 
Verbraucherinsolvenzverfahren und das Rest-
schuldbefreiungsverfahren wird wie folgt geän-
dert:  
 
Vom weiteren Abdruck der Änderungen des Hin-
weisblattes wird an dieser Stelle abgesehen. 
 
 

 Weitere Änderung der 
Verbraucherinsolvenzformularverordnung 

In der Anlage zur Verbraucherinsolvenzformular-
verordnung, die zuletzt durch Artikel 5 dieses Ge-
setzes geändert worden ist, wird im Formular der 
Anlage 3 zum Eröffnungsantrag in Nummer I. am 
Ende die Angabe „(§ 295 Abs. 2 InsO)“ durch die 
Angabe „(§ 295a Abs. 1 InsO)“ ersetzt. 

 


